Netzausbau: Gesetzesanderung fur mehr Windstrom

Berlin — Noch in diesem Jahr will die Bundesregierung per Gesetz eine
ungehinderte Stromproduktion aus Windenergie regeln.
Bundesumweltminister Sigmar Gabriel will in Kiirze hierzu einen neuen
Gesetzentwurf erarbeiten. ,,Es wird hochste Zeit, dass Eon, Vattenfall und Co.
ihre Stromnetze ausbauen®, so Peter Ahmels, Prasident des Bundesverbands
Windenergie (BWE). Den Windmuiller in Schleswig-Holstein etwa waren durch
Netzengpasse und Abschaltungen ein Schaden in Millionenhdhe entstanden
und der Umwelt und den Verbrauchern zig Millionen CO2-frei hergestellter
Kilowattstunden Strom entgangen.

Es ist nun zu klaren, wie man den Netzausbau am schnellsten vorantreibt, und
welche Moglichkeit fur Erzeuger, Umwelt, Bevolkerung und Verbraucher die
beste ist, so Ahmels weiter. Die Windenergieanlagenbetreiber konnten ein
leistungsfahiges Stromnetz aber auch selbst bauen. Der Betrieb wiirde den
Verbraucher nach Ansicht des BWE-Prasidenten wesentlich giinstiger kommen
als das seiner Meinung nach tUberhohte Netzentgelt der Energieversorger. Die
Probleme und aufwendigen Genehmigungsverfahren fir neue Stromleitungen
seien ,hausgemacht”: Statt auf kostengunstige und schnell zu verlegende
Erdkabel setze z.B. E.on beim Netzausbau mit Absicht auf Freileitungen, so
Ahmels. Er sieht in den Verzégerungen eine kunstliche Netzblockade gegen
Strom aus Windkraftanlagen.

http://www.iwr.de/wind/archiv/06/06/1603.html
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(Osnabruck) — Immer 6fter schalteten Netzbetreiber wie Eon in den vergangenen Jahren
Windkraftanlagen unter dem Vorwand ab, dass das Stromnetz angeblich Uberlastet ware.
Damit soll nun in Kirze Schluss sein: Noch in diesem Jahr will die Bundesregierung per
Gesetz eine ungehinderte Stromproduktion aus Windenergie regeln.
Bundesumweltminister Sigmar Gabriel will in Kiirze hierzu einen neuen Gesetzentwurf
erarbeiten. Dies hat das Kabinett gestern beschlossen. Peter Ahmels, Prasident des
Bundesverbands Windenergie: ,,Es wird héchste Zeit, dass Eon, Vattenfall und Co. ihre
Stromnetze ausbauen. Den Windmuller in Schleswig-Holstein etwa entstand durch
angebliche Netzengpasse ein Schaden in Millionenh6he und Umwelt und Verbraucher

entgingen zig Millionen CO2-frei hergestellter Kilowattstunden Strom.*
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»Windindustrie, Gesetzgeber und Regierung werden nun diskutieren missen, wie man
den Netzausbau am schnellsten vorantreibt, und welche Moglichkeit fur Erzeuger,
Umwelt, Bevolkerung und Verbraucher die beste ist. Ein schneller Netzausbau ist das
Wichtigste. Die Windenergieanlagenbetreiber kénnen ein leistungsfahiges Stromnetz auch
selbst bauen. Der Betrieb wiirde den Verbraucher wesentlich giinstiger kommen als das
Uberhohte Netzentgelt der Energieversorger”, so BWE-Prasident Ahmels: ,,Die Initiative
des Bundesumweltministers muss den Netzbetreibern ordentlich Dampf machen. Denn
triftige Grunde fur das Erzeugungsmanagement Eons gibt es nicht.” Mehrere Studien
unabhéngiger Institute hatten belegt, dass das Stromnetz auch an stirmischen Tagen
nicht voll ausgelastet ist: Denn starker Wind bringt nicht nur mehr Strom ins Netz,
sondern kihlt dann auch die warmer werdenden Stromleitungen. _

Der Netzbetreiber ist laut Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) schon heute zum
Lunverziglichen Ausbau® verpflichtet, falls es im Stromnetz zu eng wird. Doch den
Uberfalligen Netzausbau hatte Eon in Schleswig-Holstein immer weiter verzégert. Auch in
anderen Bundeslandern verhalten sich die jeweiligen Netzbetreiber ahnlich. Ahmels: ,Die
Strategie der Netzbetreiber ist durchsichtig: Wenn die Netzkapazitat klein bleibt, bleibt
auch die Konkurrenz der Windkraftanlagen-Betreiber klein.“ Die Netzblockade — von Eon
beschdnigend ,,Erzeugungsmanagement” genannt — drosselt nicht nur die Windstrom-
Erzeugung, sondern droht auch Investitionen in neue Windkraftanlagen in Milliardenhohe
zu verhindern. Ahmels: ,Das Investitionspotenzial der Windenergie in Norddeutschland
inklusive Nord- und Ostsee liegt in den nachsten 15 Jahren bei Uiber 50 Milliarden Euro.
2020 kann die Windkraft Gber 20 Prozent der deutschen Stromversorgung sichern. Klar,
dass Eon die drohenden Umsatzverluste mit seinem begrenzten Stromnetz blockieren
mochte.
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Bleibt Windkraft beim Netzausbau drauRen vor?

Berlin — In Berlin wird an einem Gesetz gefeilt, das unter anderem den Ausbau
des Stromnetzes beschleunigen soll. Kritiker fordern Nachbesserungen, damit
auch die Windenergie im Norden profitiert. Ausgang ungewiss. Die Brisanz fur
die Windbranche im Norden erschlief3t sich nicht auf den ersten Blick.

Doch hinter dem Wortungetim “Infrastrukturplanungsbeschleunigungsgesetz”
verbirgt sich nach Auffassung von Kritikern so etwas wie eine
Schicksalsentscheidung Uber die Zukunft der Windkraft in Schleswig-Holstein. Das
Gesetz soll die Planungsverfahren fur StraBen oder den Ausbau des
Stromleitungsnetzes beschleunigen und Klagemoéglichkeiten einschranken.

In einem Entwurf der Bundesregierung ist unter anderem eine so genannte
"Erdkabelpassage" vorgesehen, die den Ausbau von 220- und 380-Kilovolt-
Erdkabeln zum Ausbau des Stromnetzes vorsieht.

Das Problem:

Um die Windkraft-Strommengen aus dem Norden ins Stromnetz einzuspeisen, wird
kinftig ein Ausbau des Leitungsnetzes notwendig sein, allerdings durch wesentlich
schwéchere 110-Kilovolt-Trassen. Die sind jedoch von der "Erdkabelpassage” nicht
erfasst. Deshalb bliebe flr einen ziugigen Ausbau faktisch nur die Variante
Freileitung. Weil aber alle in Frage kommenden Gemeinden auf der Trasse eine
Freileitung ablehnen, ist eine Klageflut programmiert, die das Vorhaben auf
unabsehbare Zeit blockieren wiirde — und damit den Ausbau der Windenergie.

Genau darauf spekuliere der Stromriese E.ON, meint die ostholsteinische SPD-
Abgeordnete Bettina Hagedorn. E.ON plant zwar drei Trassen im Norden — aber
ausschlief3lich als Freileitung. Hagedorn warnt vor einem schweren wirtschaftlichen
Schaden fur das Land, falls das Gesetz nicht geéndert wird und damit die teurere,
aber durchsetzbare Alternative Erdkabel wieder ins Spiel kommt: "Als
Uberlandleitung werden die Trassen in den nachsten sechs bis acht Jahren kaum
durchzusetzen sein. Das bedeutet Abschaltungen von Windkraftanlagen, enorme
Einnahmeausfalle bei Windmiullern sowie Gewerbesteuereinbuflen bei den
Standortgemeinden und einen Investitionsstopp.” Die Abgeordnete fordert eine
verpflichtende Erdkabelpassage im Beschleunigungsgesetz.

Doch die Bundesregierung mauert. Das CSU-gefiihrte Wirtschaftsministerium hat in
erster Linie die Kosten im Blick. Doch eine Expertenanhdrung im Mai hat ergeben,
dass eine einhundert Kilometer lange Erdkabeltrasse den Strompreis flr einen
Dreipersonen-Haushalt im Monat durchschnittlich um drei Cent verteuern wirde.
Befurworter halten das fur vertretbar.

Die Strombranche hat auf dem Energiegipfel 30 Milliarden Euro Investitionen fir den
Ausbau des Kraftwerkparks und des Leitungsnetzes bis 2012 angekindigt. Aus der
Sicht des schleswig-holsteinischen Wirtschaftsministers Dietrich Austermann kdnnten
allein fur Schleswig-Holstein bis zu funf Milliarden abfallen. Hagedorn ist skeptisch:
"Diese Investitionen werden ohne Erdkabelpassage im Gesetz nicht getétigt werden
konnen." Das Gesetz soll im Herbst ins Parlament eingebracht werden.


IG Vorsicht-Hochspannung
Notiz
Die Rechnung deckt sich mit unserer Berechnung, die wir vor geraumer Zeit vorgenommen haben!
(vgl. Themenfeld - "Mehrkosten ins rechte Licht gerückt")


Bliebe also noch Zeit. Aber im Norden ist man sich nicht einig. Das CDU-geflhrte
Kieler Wirtschaftsministerium findet den Gesetz-Entwurf "nicht hilfreich”. Die
Trassenfuhrung misse im Einzelfall geprift werden, heil3t es.

Der CDU-Abgeordnete Gero Storjohann, als Verkehrsexperte zustandig fir das
Beschleunigungsgesetz, zeigt sich skeptisch gegenuber der SPD-Initiative und réat
zum Abwarten. Erst muissten Umwelt- und Wirtschaftsausschuss ihre Linie
abstimmen. Vor allem will der Christdemokrat aber Strompreisverteuerungen
vermeiden. Von Frank Lindscheid
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